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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

06.12.1972 

Geschäftszahl 

1291/72 

Rechtssatz 

Aus dem Berufungsantrag "die Berufungsbehörde möge den angefochtenen Bescheid im Umfang seiner 
Anfechtung (hier: "Pkt 2 oder 3) des Spruches") beheben und das Verfahren einstellen", und der Begründung, 
daß man nach dem Unfall das KFZ weder in Betrieb genommen noch gelenkt habe, sodaß der Tatbestand nach § 
102 Abs 1 KFG nicht verwirklicht werden konnte, ist sowohl das für die Berufung notwendige Begehren als 
auch die notwendige Begründung ersichtlich. 


